
Menschenrechte gibt es nicht zum
Nulltarif
Pressemitteilung von Cornelia Möhring, 10. September 2019

„123 Frauen wurden allein letztes Jahr von
ihrem Ex-Partner getötet. Jede vierte Frau in
Deutschland hat schon mindestens einmal im
Leben häusliche Gewalt erlebt. Die Zahlen
zeigen eindeutig: Gewalt an Frauen ist ein
virulentes Problem in Deutschland. Viel zu oft
werden davor die Augen geschlossen – so wie
momentan wieder von der Bundesregierung“,
erklärt Cornelia Möhring, frauenpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum
Vorwurf der Sozialverbände, Bund und Länder
schützten Frauen nur mangelhaft. Möhring
weiter:

„Ich begrüße und unterstütze die Forderungen des
Bündnisses zur Istanbul-Konvention und die
Forderungen der Sozialverbände zum besseren
Schutz von Frauen vor Gewalt, die von ihnen
anlässlich der Haushaltsverhandlungen erhoben
worden sind. Die Kritik der Verbände an der
Bundesregierung ist absolut zutreffend.

Die Finanzierung von Frauenhäusern ist seit
Jahrzehnten ein Desaster. Frauenhäuser sind
überfüllt, nicht barrierefrei und die Mitarbeitenden



überlastet und unterbezahlt. Dass hierzu keine
Lösung gefunden wird, ist eine Bankrotterklärung des
Staates. Wir brauchen endlich eine verlässliche und
einheitliche Finanzierung von Frauenhäusern und
Beratungsstellen.

Absolute Ignoranz zeigt die Bundesregierung auch bei
der Einhaltung von Menschenrechtsabkommen. Statt
im Haushalt endlich ein Budget für die bereits seit
Februar 2018 in Kraft getretene Istanbul-Konvention
bereitzustellen, werden vorgesehene Gelder für den
Bereich sogar gekürzt. Dabei sieht die Konvention
verpflichtend vor, dass Strukturen wie eine staatliche
Koordinierungsstelle und ein Monitoring geschaffen
werden. Dazu ist im Haushalt 2020 kein Wort zu
finden. Ich bin empört, dass sich die Bundesregierung
nach außen für die Einhaltung von Menschenrechten
brüstet, doch für die tatsächliche Umsetzung keine
Gelder bereitstellt. DIE LINKE wird in den
Haushaltsverhandlungen mehr Gelder zum Schutz
von Frauen – und insbesondere für die Umsetzung
der Istanbul-Konvention – einfordern.“


